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Satzung der Gemeinde Wechingen für das Baugebiet 

'' WESTLICH DER STAATSSTRASSE 2221 

und 

NÖRDLICH DER KREISSTRASSE DON 5 " 

Die Gemeinde Wechingen erläßt aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und des 

§ 10 des Bundesbaugesetzes - BBauG - in der Neufassung van 18. August 1976 

(BGBL. I S. 2256), geändert mit Gesetz van 6. Juli 1979 (BGBL. I S. 949), 

zur Beschleunigung von Verfahren und zur Erleichterung von Investitionsvor­

haben im Städtebaurecht, des Art. 89 Abs. 1 Nr. 10 und des Art. 91 der 

Bayerischen Bauordnung - BayBO - in der geltenden Fassung und des Art. 23 

der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der geltenden Fassung 

folgenden, mit Bescheid des Landratsamtes Donau-Ries vom .•....•.........•.. 

Nr .•.....••......••...• genehmigten Bebauungsplan als Satzung: 

§ 1 

Inhalt des Bebauungsplanes 

Für das Gebiet ''WESTLICH DER STAATSSTRASSE 2221 und NÖRDLICH DER KREISSTRASSE 

DON 5" gilt die von Herrn Friedrich Trautmann ausgearbeitete Bebauungsplan-

zeichnungvom 03.12.1984 geändert am 04.10.1985 , die zusanmen mit 

nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan bildet. 

§ 2 

Art der baulichen Nutzung 

1. Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet (GE) im Sinne des § 8 der Baunutzungs­

verordnung - BauNVO - festgesetzt. 
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2. Die Ausweisung des Gewerbegebietes (GE) erfolgt im Sinne von § 1 

Abs. 4 Nr. 2 BauNVO mit der Einschränkung, daß nur nich~ wesentlich 

störende Betriebe im Sinne von § 6 Abs. 1 Ba~~O zugelassen sind. 

3. Die zulässigen Immissionsrichtwerte betragen im Gewerbegebiet 60/45 dB 

(A) (=Tag/Nacht). 

§ 3 

Maß der baulichen Nutzung 

1. Höchstzahl der Vollgeschoße: II 

2. Die Grund- und Geschoßflächenzahlen werden abweichend von der Bamutztmgs­

verordnung (BauNVO) in der Fassung van 15.09.1977 (GVBl. 1763) wie folgt 

festgesetzt: 

HöChstzulässige Grundflächenzahl (GRZ) 

HöChstzulässige Geschoßflächenzahl (GFZ) 

bei Gebäuden mit 1 Vollgeschoß 

bei Gebäuden mit 2 Vollgeschoßen 

3. Traufhoben über Bordstein - OK bis zu 6 m. 

§ 4 

Bauweise 

lm Planbereich gilt die offene Bauweise. 

0,6 

0,6 

1,2 
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§ 5 

Gestaltung der Gebäude und Dächer 

1. Für Betriebsgebäude, Wohngebäude, Garagen und Nebengebäude sind nur 

Satteldächer mit ziegelroter Eindeckung zugelassen. 

2. Für Wohngebäude mit I+D ist eine DachneigLIDg von 42° - 48° vorzusehen, 

für Wohngebäude mit II ist eine DachneigLIDg von 35° - 4r vorzusehen. 

3. Für Büro - und Betriebsgebäude sind DachneigLIDgen von 18° bis 32° 

zugelassen. 

4. Dachvorsprünge an Wohngebäuden dürfen an der Traufe 0,5 m und am Ortgang 

(Giebel) 0,30 m nicht überschreiten. 

5. Für die Außengestaltung sind natürliche Materialien wie Naturstein, 

Sichtbeton, Sichtmauerwerk ohne deckende Anstriche zugelassen. 

Putzflächen, Gas - und Betonfassaden u. ä. sind in hellen bis mittleren 

kontrastierenden Anstrichen zu gestalten. 

§ 6 

Immissionsschutz 

Die Ruheräume (Schlaf - und Kinderzimmer) sind nach Norden oder Westen 

anzuordnen. Sollte dies aus planerischen Gründen nicht möglich sein, so 

sind Schallschutzfenster mit integrierter Lüftung einzubauen. 

§. 7 

Einfriedungen 

Die Einfriedungen einschließlich Sockel an der Straße dürfen ~ Gewerbe­

gebiet eine Gesamthone von 1,50 m nicht überschreiten. Sockel aus Beton 

oder Naturstein dürfen höchstens 25 an hoch sein. 
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§ 8 

Bepflanzung und Geländeveränderungen 

1. Das natürliche Gelände darf durch Auffüllen oder Abtragen nur im 

Rahmen der erforderlichen Anpassung an die Bordsteinführung verändert 

werden. 

2. Entlang der Staatsstraße ist ein Lärmschutzwall zu errichten. 

3. Die öffentlichen Grünflächen sind mit standortgerechten Bäunen und 

Sträuchern im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde zu 

bepflanzen. 

4. Zur Auflockerung sind mindestens 5 % der Grundstücksfläche zu bepflanzen. 

Diese Grün - und Pflanzflächen sind in der GenehmigungsplCL~ung nachzu­

weisen. 

§ 9 

Sichtdreiecke 

Die im Bebauungsplan eingetragenen Sichtfelder sind von jeglichen Sicht­

behinderungen (Anpflanzung, Bebauung, Lagerung, Einfriedung und sonstigen 

Hindernissen wie Bodenerhebung) von mehr als 1 m Hbbe über der Fahrbahn­

fläche freizUhalten. 

§ 10 

Kfz. - Stellplätze 

Diese sind grundsätzlich in ausreichender Zahl auf dem Grundstück be.reits 

bei der Genehmigungsplanung aufzuzeigen. 
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§ 11 

Befestigte Flächen 

Die befestigten Flächen auf dem Grundstück und damit die ''Oberflächen­

versiegelung'' ist auf das unabdingbar notwendige Maß zu beschränken. 

Soweit möglich sind "wasserdurchlässige" Befestigungsarten zu wa'hlen, 

bzw. das anfallende Regenwasser über Grünflächen zu versickem. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan wird mit seiner Bekanntmachung gemäß § 12 BBauG 

rechtsverbindlich. 

Wechingen, den ... .tiA '· -:1..2. '-I. C. 
Gemeinde Wechingen 

.~11~~~ttf .......... . 
Dürn•a.nger 

1 . .&:.irgermeister 



Das Landratsamt Donau- Ries, dem mit Verordnung über 
die Zuständigkeiten nach dem Bundcsbau~Jesetz und dem 
Städtebauförderungsgesetz (Zustä ndi gkeitsverord nu ng 
zum BundeslxJUgesetz und Städtebouförderungsgesetz · 
ZustVBf3ouG/StBauFG) vom 6. Juli 1982 (GVßf. S. 450) die 
Aufgaben der Höheren Verwaltungsbehörde übertragen 
wurden, hat den Bebauungsplan mit Bescheid vom 
.... Jo., fqi,, ~.? .......... , Nr .. ~ .. ~ .. ::.§:§." ....... gemäß § 11 BBauG 
genehmigt. 

Donauwörth, den ........ ~9.: .. ~-~: ... ~~---······· 
Landratsamt Donau-Ries 

I~~.~ 
Alfons 
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